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UNO Organisation der Vereinten Nationen
APK-SR Aussenpolitische Kommission des Ständerates
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
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BIP Bruttoinlandsprodukt
IKRK Internationales Komitee vom Roten Kreuz
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IZA Internationale Zusammenarbeit

ONU Organisation des Nations unies
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UE Union européenne
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CICR Comité international de la Croix-Rouge
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CI coopération internationale
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Die kleine Kammer nahm in der Sommersession 2021 Kenntnis vom Aussenpolitischen
Bericht 2020. APK-SR-Sprecher Damian Müller (fdp, LU) fasste die wichtigsten
Schlussfolgerungen des Berichts zusammen und verwies dann auf vier Fragen, welche
sich die Kommission gestellt hatte. Diese betrafen die internationale Forschungs- und
Bildungspolitik, das Mandat der USA im Iran, die Impfsituation des Botschaftspersonals
und die Zusammenarbeit mit NGOs wie dem IKRK. Da diese Fragen zur Zufriedenheit
der Kommissionsmitglieder beantwortet worden waren, sprach er dem Aussenminister
ein Lob für dessen Arbeit aus. 
Kritischer gab sich Carlo Sommaruga (sp, GE), der die im Bericht versprochene
«Kohärenz» vor allem auf die Entwicklungspolitik bezog und in diesem Bereich noch viel
Verbesserungspotenzial sah. Er kritisierte auch die im Bericht enthaltene Aussage des
Bundesrats, dass der Abschluss eines institutionellen Abkommens mit der EU
angestrebt werde, für dessen Abschluss man mit den Kantonen und Sozialpartnern
zusammenarbeite. Der kurz darauf erfolgte Abbruch der Verhandlungen stellte für
Sommaruga eine Kluft zwischen der europäischen Strategie 2020 und jener im Jahr
2021 dar. Er forderte daher vom Bundesrat eine präzise Strategie, um den im Bericht
angekündigten bilateralen Weg fortführen zu können. Bundesrat Cassis bekräftigte das
bundesrätliche Bekenntnis zu Europa, gab dabei aber zu bedenken, dass ein gemeinsam
gestalteter bilateraler Weg aussen- und innenpolitisch getragen werden müsse. Die
Partnerschaft mit der EU bleibe aber die Priorität des Bundesrats. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.2021
AMANDO AMMANN

In der Herbstsession 2022 beriet der Ständerat über die parlamentarische Initiative
Molina (sp, ZH) zur Einführung einer Rechtsgrundlage für gezielte Sanktionen bei
schweren Menschenrechtsverletzungen und Korruption durch hochrangige Politiker
und Politikerinnen. Damian Müller (fdp, LU) erläuterte der kleinen Kammer die
Geschichte des Geschäfts, dem von der APK-NR im Januar 2021 Folge gegeben worden
war. Die APK-SR hatte der Initiative zwar im April 2021 nicht zugestimmt, da die APK-NR
aber daran festgehalten hatte und der Nationalrat die Initiative in der Folge ebenfalls
angenommen hatte, musste sich die APK-SR erneut damit befassen.
Kommissionssprecher Müller erklärte, dass die Kommission die Differenzbereinigung
beim Embargogesetz habe abwarten wollen und daher die Beratung des Geschäfts
verschoben hatte. Da man bei der Beratung des Embargogesetzes verneint habe, eine
Rechtsgrundlage für eigenständige Sanktionen schaffen zu wollen, mache es in den
Augen der Kommissionsmehrheit auch keinen Sinn, der Initiative Folge zu geben. Eine
Minderheit Jositsch (sp, ZH) beantragte dem Rat dennoch, der Initiative Folge zu geben,
da durch die persönliche Sanktionierung einzelner hochrangiger Personen negative
Konsequenzen für die Zivilbevölkerung vermieden werden könnten. Jositsch erklärte,
dass die Initiative – wie der ähnlich ausgestaltete Minderheitsantrag Sommaruga (sp,
GE) zum Embargogesetz – eine Ombudsstelle zur Wahrung der rechtsstaatlichen
Prinzipien vorsehe. Er erwarte jedoch nicht, dass dies den Ständerat umstimmen
würde. Damit behielt er Recht und der Ständerat gab der Initiative mit 28 zu 13 Stimmen
keine Folge, womit das Geschäft erledigt war. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.09.2022
AMANDO AMMANN

Ständerat Carlo Sommaruga (sp, GE) reichte im September 2022 eine Motion ein, mit
der er eine schrittweise Erhöhung des Beitrags der Schweiz an die internationale
Zusammenarbeit und die internationale Finanzierung der Bekämpfung des
Klimawandels forderte. Die Ausgaben dafür sollten bis 2030 mindestens ein Prozent
des Schweizer BIP ausmachen. Er argumentierte, dass die Krisen der vergangenen Jahre
einen erhöhten Finanzierungsbedarf zur Erreichung der Ziele für nachhaltige
Entwicklung der UNO (SDG) und der Ziele des Klimaübereinkommens von Paris nach
sich gezogen hätten. Zudem existiere ein nachgewiesener Zusammenhang zwischen
Klimarisiken, Ernährungsunsicherheit und politischer Instabilität, weshalb Investitionen
in die internationale Zusammenarbeit, die Friedensförderung und in den Kampf gegen
den Klimawandel einen Beitrag zur weltweiten Sicherheit und Stabilität leisteten. Der
Motionär erinnerte den Bundesrat in seiner Begründung daran, dass dieser bestätigt
habe, sich im UNO-Sicherheitsrat für die Klimasicherheit einzusetzen. Ständerat
Sommaruga bemängelte zudem, dass die Finanzierung für die geplante Einhaltung der
SDGs und des Pariser Klimaübereinkommens noch nicht in ausreichendem Masse

MOTION
DATUM: 08.12.2022
AMANDO AMMANN
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bereitgestellt worden sei. 
Der Bundesrat gab in seiner Stellungnahme zu verstehen, dass er sich der steigenden
Bedürfnisse in der IZA und im Bereich der internationalen Klimafinanzierung bewusst
sei. Die Regierung halte es aber aufgrund der negativen Perspektiven des
Bundeshaushaltes und der absehbaren Defizite in den kommenden Jahren für
unrealistisch, ein dermassen hohes Finanzierungsziel für die nächsten acht Jahre
festzulegen. Daher beantragte er die Ablehnung der Motion. Man werde die
bestehenden Bedürfnisse im Rahmen der künftigen Finanzbeschlüsse der IZA abklären
und dem Parlament Anfang 2023 die Botschaft über die Strategie der internationalen
Zusammenarbeit 2025-2028 unterbreiten. Die Botschaft zu einem Verpflichtungskredit
über die globale Umwelt 2023-2026, welche eine Erhöhung der internationalen
Umweltfinanzierung vorsehe, liege bereits vor.

In der Wintersession 2022 beriet der Ständerat den Vorstoss. Motionär Sommaruga
wies auf den Zusammenhang zwischen der Klimakrise und verschiedenen nationalen
und globalen Sicherheitsrisiken hin, der von zahlreichen Experten und selbst von
Bundesrat Cassis bestätigt worden sei. Das Argument, die Motion sei finanziell nicht
umsetzbar, wollte er nicht gelten lassen. Erst kürzlich habe der Ständerat einer
schrittweisen Erhöhung der Armeeausgaben auf ein Prozent des BIP zugestimmt. Auch
seine Motion trage zum Ziel bei, die Sicherheit der Schweiz zu stärken. Bundesrat
Cassis beschwor die kleine Kammer, die Motion abzulehnen und stattdessen die
Finanzbeschlüsse für die IZA abzuwarten. Er hoffe, dass sich der Ständerat nach der
eben erst geführten Debatte über den Haushalt 2023 mit integriertem Aufgaben- und
Finanzplan 2024-2026 der trüben Perspektiven bewusst sei. 
Das schien tatsächlich der Fall zu sein, denn der Ständerat stimmte mit 26 zu 12
Stimmen gegen den Vorstoss und versenkte ihn damit. Nur aufseiten der Ratslinken
fand er Unterstützung. 3

1) AB SR, 2021, S. 518 ff.
2) AB SR, 2022, S. 760 f.; Kommissionsbericht APK-SR vom 5.9.22; Medienmitteilung APK-SR vom 16.8.22
3) AB SR, 2022, S. 1202 f.; Mo. 22.4246
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